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Welthandel ist ein Klimakiller
Zu: „Einsatz für mehr Klimaschutz“, FR-Regional vom 7. November

Gut, dass bei diesen Protesten in
Brüssel der Fokus auf die Klima-
schädigung durch Brandrodun-
gen und das Mercosur-Abkom-
men gerichtet wird. Der größte
Klimakiller ist unser Welthan-
delssystem, das nach Ansicht
von Wirtschaft und Konzernen
für Wohlstand und Fortschritt
unverzichtbar ist. Klimakiller,
weil es auf ständigem Wachstum
begründet ist, auf Wettbewerb,
der zu Preis- und Lohndruck
führt, zu Abwanderung der Pro-
duktion in Gebiete mit niedrigen
Löhnen und Transport der Wa-
ren zu den Märkten des reiche-
ren Nordens.

Das führt dazu, dass die Be-
standteile eines Smartphones
beim Kauf bereits 800000 Kilo-
meter weit gereist sind – also
zwanzigmal um die Welt.

Österreich importiert
100000 Tonnen Käse pro Jahr
und verkauft dieselbe Menge
ins Ausland. Wegen solcher Ab-
surditäten verursacht der glo-
bale Handel extreme Treib-
hausgase.

Diese verrückte Handelspo-
litik wird unterstützt durch die
vielen Handelsabkommen. Das
Mercosur-Abkommen, das seit
vielen Jahren zwischen Europäi-
scher Union, Argentinien, Brasi-
lien, Uruguay und Paraguay ver-
handelt wird, fördert die Brand-
rodung in Brasilien um land-
wirtschaftliche Produkte zu er-
zeugen, die dann u.a. in die Eu-
ropäische Union importiert
werden. Hier in der EU verdrän-

gen die mit Niedriglöhnen und
Umweltzerstörung entstande-
nen Produkte unsere Landwirt-
schaft.

Ein besonders problemati-
scher Teil dieser Handelsverträge
sind die Investitionsschutzklau-
seln, die den Konzernen Sonder-
klagerechte gegen den Staat ein-
räumen, wenn der z.B. Umwelt-
gesetze erlässt, die Gewinne
schmälern könnten. Dabei kann
allein der Konzern vor speziellen
Schiedsgerichten klagen, die kei-
ne Revision und keine Klage-
möglichkeit des Staates zulas-
sen.

Das hat schon dazu geführt,
dass Staaten geplante Gesetze
zurückgezogen haben oder zu
hohen Schadenersatzleistungen
verpflichtet wurden.

Beispiel: Vattenfall forderte
2009 vor einem ICSID-Schieds-
gericht 1,4 Milliarden Euro we-
gen wasserrechtlicher Umwelt-
auflagen bei der Betriebsgeneh-
migung des Hamburger Kohle-
kraftwerks Moorburg. Ein Ver-
gleich zwang die Stadt Ham-
burg, die Umweltauflagen zu
verwässern.

Diese Investitionsschutz-
klauseln in Handelsabkommen
sind nicht unmittelbare Klima-
killer, aber sie hemmen Regie-
rungen, wichtige Gesetze zu er-
lassen. Angelika Ramhorst,

Bad Oeynhausen

Alle Leserbriefe des Leserforums
sind auch online im FR-Blog zu finden:
frblog.de/lf20191111

Kumpanei beim Völkermord
Zu: „Türkei pocht aufs Völkerrecht“, FR-Politik vom 5. November

Mit großer Besorgnis verfolge ich
den Angriff der türkischen
Truppen und ihrer verbündeten
dschihadistischen Milizen gegen
die Bevölkerung in Nordsyrien,
einer Region, die bis vor Kurzen
vergleichsweise stabil war.

Die türkische Armee geht -
wie schon zuvor in Afrin gesche-
hen- nach dem gleichen Muster
vor, in dem sie die Region zuerst
bombardiert, dann die Dschiha-
distenmilizen vorschickt, die
morden, plündern und brand-
schatzen. Danach rückt die tür-
kische Armee vor und verteilt
Süßigkeiten an die Kinder.

Mittlerweile werden laut
Umsiedlungspläne bzgl. der kur-
dischen Bevölkerung verkündet,
die beinhalten, dass die kurdi-
sche Bevölkerung in die Region
um Deir e Zor, einer vorwiegend
sunnitisch-arabisch bewohnten
Wüstenregion, deportiert wer-
den soll. Dann könnten syrische
Flüchtlinge aus der Türkei in
Nordsyrien in einer „Sicher-
heitszone“ angesiedelt werden.

Ich möchte mit Nachdruck
darauf hinweisen, dass die Jung-
türken vor über 100 Jahren ver-
gleichbare Aggressionen gegen
die armenische Bevölkerung mit
ähnlichen Argumenten durchge-
setzt haben. Auch dies geschah
unter den Augen der deutschen
Regierung, die ihre wirtschaftli-
chen und militärischen Interes-
sen vor alles Andere stellte.

Auch heute rufen die dschi-
hadistischen Milizen: „Wir wer-
den sie alle schlachten“. Im Ge-

gensatz zu früher werden die Ta-
ten der Milizen aber nicht ge-
leugnet, sondern von deren Ver-
tretern stolz ins Netz gestellt.

In der Stellungnahme von
Herrn Annen lese ich, dass sich
die deutsche Regierung große
Sorgen wegen des wieder erstar-
kenden sog. Islamischen Staats
macht. Die IS-Zellen werden aber
schon seit Jahren vom türkischen
Staat unterstützt durch ärztliche
Versorgung in türkischen Privat-
krankenhäusern, Waffenliefe-
rungen über die Grenze bei Ha-
tay, Freizügigkeit beim Grenz-
übertritt unter den Augen der
türkischen Soldaten u.v.m...

Im Gegensatz zu den Beteue-
rungen der türkischen Regie-
rung ist die Situation der syri-
schen Geflüchteten im Land
sehr schlecht. Es gibt jede Menge
Hetze gegen Syrer, die als Kon-
kurrenten um Arbeit und Woh-
nungen bekämpft werden.

Die Bürger Deutschlands fra-
gen sich, ob die deutsche Regie-
rung nur zögerliche Lippenbe-
kenntnisse veröffentlichen will
oder ihre sehr wohl vorhande-
nen Potenziale ausschöpfen
wird. Wird sie wieder schweigen
und abwarten und auf die Lob-
byisten aus der Rüstungs- und
Energiebranche hören? Oder
wird sie sich offen und konfron-
tativ gegen die Pläne der türki-
schen Regierung stellen und da-
mit mit einer Tradition deutsch-
türkischer Kumpanei beim Völ-
kermord im Nahen Osten bre-
chen? Susanne Alpers, Frankfurt

Es wird
nicht leiser
Fluglärm: „Streit über den Krach“,
FR-Regional vom 2. November

Dass es nach Meldung der FR
Krach gibt um die Wirksamkeit
der Lärmobergrenze (LOG) für
den Luftverkehr, ist verständlich.
Selbst nach dem gemeinsamen
Monitoring-Bericht zur Lärm-
obergrenze im Berichtsjahr 2018
des Verkehrsministeriums sind
die Lärmwerte nach Fläche in
Hektar angestiegen. Zu Recht
enttäuscht sind deshalb jetzt die
Kritiker, die gehofft hatten, dass
es mit der LOG absolut leiser
werde. Bestätigt fühlt sich hinge-
gen Minister Al-Wazir, weil die
Flächenwerte weit unterhalb der
LOG-Grenze geblieben seien. Ver-
stehen kann man seinen Stand-
punkt allerdings nur, wenn man
sich Fraports Relativitätstheorie
des Lärms zu eigen macht. Da-
nach ist es bereits dann leiser ge-
worden, wenn es nicht so laut
geworden ist wie prognostiziert.
Obwohl Ministerpräsident Volker
Bouffier in seiner Regierungser-
klärung vom 29. Februar 2012
den Menschen versprochen hatte
„Es soll leiser werden – und: Es
wird leiser!“, wird es im Gegen-
teil am Himmel immer lauter.
Das aktuelle Urteil des Verwal-
tungsgerichts Berlin hat aller-
dings zur großen Verblüffung der
Wähler ernüchternd bestätigt,
dass sich die Bevölkerung auf
derartige Erklärungen der Regie-
rung gar nicht berufen kann,
weil sie völlig unverbindlich
sind. Hans Schinke, Offenbach


